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I. Überblick über politische Fragen und 
Entwicklungen 

Das zweite Halbjahr 2004 unter Vorsitz Norwegens (Juli 
bis Anfang November) und Polens (Anfang November bis 
Ende Dezember) war vomehmlieh geprägt dureh die Vor- 
bereitung des Gipfeltreffens des Europarates im Frühjahr 
2005. Anfang Juli 2004 wurde die endgültige Entsehei- 
dung über Zeitpunkt (16./17. Mai 2005) und wesentliehe 
Themen (Demokratie, Reehtsstaatliehkeit, Europäiseher 
Geriehtshof für Mensehenreehte (EGMR), Verhältnis zu 
EU, OSZE und UN) gefällt. Auf dieser Grundlage wurden 
intensive Konsultationen über einen künftigen „Aktions- 
plan“ auf der Grundlage eines französisehen Entwurfs, der 
wiederum auf einem deutsehen Denkpapier beruhte, ge- 
führt. Bis zum Jahresende 2004 erfolgte eine Entwieklung 
dieses Textes in seinen Grundzügen. Ferner legte Polen 
auf der Grundlage eines französisehen Entwurfs ein Papier 
zur „Politisehen Erklärung“ vor. 

Die Arbeiten an der Umsetzung des 14. Protokolls zur 
Reform der Verfahren des EGMR wurden fortgesetzt. 
Insbesondere eine Konferenz unter norwegiseher Präsi- 
dentsehaft im Oktober 2004 behandelte die Hauptpro- 
bleme und legte den Ausgangspunkt für die Arbeiten ins- 
besondere des EGMR fest. 

Ferner wurde das Monitoring der Beitrittsverpfliehtungen 
von Bosnien und Herzegowina sowie von Serbien und 
Montenegro ebenso wie von Armenien und Aserbaid- 
sehan fortgesetzt und im wesentliehen kritiseh bewertet; 
die Reformmaßnahmen der neuen Regierung in Georgien 
wurde dureh den Europarat aktiv begleitet und unter- 
stützt. 

Die politisehe Situation und die Sieherheitslage in Tsehet- 
sehenien verblieb unverändert ernst, wie aueh der Berieht 
des Mensehenreehtskommissars des Europarates fest- 
stellte; die Zusammenarbeit mit den russisehen und 
tsehetsehenisehen Behörden war daher nur eingesehränkt 
möglieh. 

Die Wahl des ukrainisehen Präsidenten Wiktor 
Jusehtsehenko führte zu einer Wiederaufnahme der Zu- 
sammenarbeit mit der Ukraine, die seither einen der 
Sehwerpunkte der Europaratsarbeit darstellt. 

II. Generalsekretär 

Der britisehe Abgeordnete Terry Davis trat zum 
1. September 2004 die Naehfolge Dr. Walter Sehwim- 
mers an. Dies führte zu einer Übergangssituation, in der 
der Generalsekretär im wesentliehen die versehiedenen 
Abteilungen und die Arbeitsweise des Sekretariats ken- 
nen lernte und erste Besuehe in Mitgliedstaaten absol- 
vierte. Der Besueh Ende Oktober 2004 in Berlin, der zu 
Gespräehen mit dem Bundesminister des Auswärtigen 
Joseph Fiseher und der Bundesministerin der Justiz 
Brigitte Zypries sowie einem Besueh beim Bundespräsi- 
denten diente, sehuf eine erfolgreiehe Grundlage für die 
enge Zusammenarbeit mit der Bundesregierung. Die letz- 
ten beiden Monate des Jahres waren dureh ein starkes 
Engagement des Generalsekretärs zur Verabsehiedung 
des Haushalts für 2005 geprägt. 


III. Ministerkomitee 

Im Beriehtszeitraum hatte überwiegend Norwegen (Mai 
bis November 2004) den Vorsitz inne. Dieser ging im No- 
vember 2004 auf Polen über. 

Norwegen setzte Sehwerpunkte insbesondere in den Be- 
reiehen Stärkung der gesamteuropäisehen Zusammen- 
arbeit, Mensehenreehte und Reehtsstaatliehkeit, Verbes- 
serung der Koordinierung zwisehen EU, OSZE und 
Europarat sowie Stärkung der Rolle des Europarates in 
der Konfliktprävention. Zentrale Themen waren weiter- 
hin die Reform des EGMR sowie die Konkretisierung 
und Strukturierung des 3. Gipfels. Unter norwegisehem 
Vorsitz wurde besehlossen, den 3. Gipfel am 16. /17. Mai 
2005 in Warsehau zu veranstalten. 

Im Rahmen eines hoehrangigen Seminars in Oslo wurden 
im Oktober 2004 erste praktisehe Vorsehläge zur Umset- 
zung der Empfehlungen der 114. Sitzung des Minister- 
komitees zur Reform des EGMR erarbeitet. Der norwegi- 
sehe Außenminister Jan Petersen und der Vorsitzende des 
OSZE-Rates, Außenminister Passy (Bulgarien) verein- 
barten im Oktober 2004 auf der Basis eines norwegisehen 
Vorsehlags einen Fahrplan zur Erarbeitung von Synergie- 
effekten und besserer Kooperation zwisehen der Organi- 
sation für Sieherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) und dem Europarat mit dem Ziel der Verabsehie- 
dung auf dem 3. Gipfel. Zur konsequenten Umsetzung 
der Implementierung von Standards der lokalen und re- 
gionalen Demokratie wurde ebenfalls eine Konferenz 
durehgeführt. 

Regional standen weiter der Balkan und der Kaukasus im 
Mittelpunkt der Aktivitäten: Außenminister Jan Petersen 
besuehte im September 2004 Sarajewo, Belgrad und Pris- 
tina und im Oktober 2004 Georgien, Armenien und Aser- 
baidsehan. Weitere Sehwerpunkte waren die Wahlen in 
der Ukraine und die Situation in Transnistrien/Republik 
Moldau. 

Während der norwegisehen Präsidentsehaft trat Monaeo 
(am 5. Oktober 2004) als 46. Mitglied dem Europarat bei. 
Das Ministerkomitee äußerte mehrmals Sorge über die 
verbleibende Lüeke auf der europäisehen Landkarte de- 
mokratiseher Staaten und übte anlässlieh der Wahlen 
Mitte Oktober 2004 erneut Kritik an der Situation in 
Weißrussland. 

Polen konzentrierte sieh bei Übernahme des Vorsitzes auf 
die Vorbereitung des Gipfels im Mai 2005. Die Zuspit- 
zung der Lage in der Ukraine im November/Dezember 
2004 konnte der Vorsitz, vor allem in der Person Präsi- 
dent Kwasniewskis, dureh gesehiekte Vermittlung aueh 
zur Demonstration des Potentials des Europarates als 
Sehliehtungsinstanz in Krisensituationen nutzen. 

Ein weiterer Höhepunkt des Jahres 2004 war die Jubi- 
läumsfeier zum 50. Jahrestag der Kulturkonvention im 
November in Breslau, bei der eine Erklärung zur künfti- 
gen Rolle der Kultur- und Bildungsarbeit des Europara- 
tes, inklusive der Bereiehe Jugend, Sport und naehhaltige 
Entwieklung, verabsehiedet wurde. 
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IV. Parlamentarische Versammlung 

Im zweiten Halbjahr 2004 gab es wie gewohnt nur eine 
Sitzungsperiode im Oktober. Sehwerpunkte waren die 
Dringliehkeitsdebatten über die Bekämpfung des Terro- 
rismus sowie die Lage in Tsehetsehenien. Daneben waren 
aueh die Rede des türkisehen Premierministers sowie die 
aktuelle Debatte über das Verhältnis zwisehen Georgien 
und Russland von Interesse. 

Die Dringliehkeitsdebatte über Terrorismus fand großes 
Interesse. Mit breiter Mehrheit wurden eine Resolution 
und eine Empfehlung angenommen, in denen zwar einer- 
seits die Verbesserung der Zusammenarbeit im Kampf ge- 
gen den Terrorismus angemahnt wird, gleiehzeitig aber 
aueh die Notwendigkeit der Beaehtung der Mensehen- 
reehte und die Bedeutung der Beseitigung der Ursaehen 
gefordert werden. 

Höhepunkt des Plenums war die in Anwesenheit des 
tsehetsehenisehen Präsidenten Alu Dadasehewitseh 
Alehanow zum Teil kontrovers geführte Dringliehkeits- 
debatte zu Tsehetsehenien. Grundlage waren Beriehte zur 
politisehen Lage und demokratisehen Stabilität (Berieht- 
erstatter: Andreas Gross/Sehweiz), zur Mensehenreehts- 
lage (Rudolf Bindig/Deutsehland) und zur humanitären 
Lage von Flüehtlingen (Tadeusz Iwinski/Polen). Alle drei 
Beriehte und die darin enthaltenen Resolutions- und 
Empfehlungsentwürfe wurden naeh Diskussion zahlrei- 
eher Änderungsanträge mit deutliehen Mehrheiten ange- 
nommen. Besondere Aufmerksamkeit zog der Berieht zur 
Mensehenreehtslage auf sieh, der in klarer Spraehe und 
anhand vieler Beispiele fortbestehende Mensehenreehts- 
verletzungen in Tsehetsehenien anprangert und konkrete 
Maßnahmen einfordert. Mit dem Berieht zur politisehen 
Lage wurde ein Dialogprozess zur Befriedung in Tsehet- 
sehenien im Rahmen eines „Straßburger Runden Tisehes“ 
unter der Sehirmherrsehaft des Europarates initiiert. 

In der auf Initiative Georgiens hin geführten aktuellen 
Debatte über das Verhältnis Georgien/Russland kritisierte 
Georgien das Verhalten Russlands in Süd-Ossietien und 
Abehasien und äußerte die Sorge, Russland wolle diese 
Gebiete in die russisehe Einflusszone einbeziehen. Geor- 
gien deutete die Mögliehkeit einer Föderalisierung Geor- 
giens als Lösungsweg an. Die russisehen Delegierten rea- 
gierten im Wesentliehen ausweiehend und konnten in der 
Abstimmung durehsetzen, dass das Problem im bilatera- 
len Dialog beider Staaten und nieht im Europarat behan- 
delt werden solle. Im Plenum klangen allerdings Zweifel 
an konkreter russiseher Verständigungsbereitsehaft dureh. 

Der türkisehe Ministerpräsident Reeep Tayyip Erdogan 
bekannte sieh zum Reformprozess in der Türkei als 
grundlegendes Regierungsprogramm, das sieh an den 
Leitvorstellungen des Europarates orientiere. Seine Aus- 
führungen wurden von der Parlamentarisehen Versamm- 
lung wohlwollend aufgenommen und fügten sieh damit 
ein in den seit Anfang 2004 zu beobaehtenden Trend er- 
höhten Vertrauens der Parlamentarisehen Versammlung 
in türkisehe Reformfähigkeit und -bereitsehaft, das be- 
reits in der Beendigung des Monitoringverfahrens deut- 
lieh geworden war. 


V. Europäischer Gerichtshof für Menschen- 
rechte (EGMR) 

Im Jahr 2004 erreiehten den EGMR 44 128 neue Be- 
sehwerden, gegenüber dem Vorjahr stellt dies einen er- 
neuten Anstieg um fast 14 Prozent dar. Geht man davon 
aus, dass dieser ansteigende Trend anhält, wird sieh die 
Zahl der Besehwerden im Jahr 2005 gegenüber 1995 ver- 
fünffaeht haben. Die meisten der neuen Besehwerden im 
Jahr 2004 riehteten sieh gegen Russland (7 855 Be- 
sehwerden), Polen (5 796), Rumänien (3 988), Türkei 
(3 930) und Frankreieh (3 025). Gegen Deutsehland wa- 
ren 2 562 Besehwerden geriehtet. 

Der EGMR fällte im Jahr 2004 insgesamt 718 Urteile. 
Gegen Deutsehland ergingen 6 Urteile, in denen die 
Verletzung mindestens einer Bestimmung der Europäi- 
sehen Mensehenreehtskonvention (EMRK) festgestellt 
wurde. Verfahrensgegenstand waren in 3 Fällen das Reeht 
auf Aehtung des Familien- oder Privatlebens (Artikel 8 
EMRK), in einem Fall der Sehutz des Eigentums 
(Artikel 1 des 1 . Protokolls zur EMRK), in einem Fall das 
Reeht auf Freiheit und Sieherheit (Artikel 5 i. V. m. 
Artikel 6 EMRK) sowie in insgesamt 2 Fällen die Länge 
des Verfahrens vor deutsehen Geriehten (Artikel 6 
EMRK). Die Liste der am häufigsten verurteilten Staaten 
führte im Jahr 2004 die Türkei mit 156 Urteilen deutlieh 
an vor Polen (74), Frankreieh (70) und Italien (37). Insge- 
samt ergingen 50 Prozent aller Urteile gegen diese 
4 Staaten. Im Jahr 2004 fällte der EGMR zudem erstmals 
jeweils ein Urteil gegen Albanien und Georgien. 

Trotz gestiegener Produktivität gehen jährlieh mehr Be- 
sehwerden ein, als bearbeitet werden können. Im Jahr 
2004 wurden 35 512 Besehwerden einem Gremium 
(Kammer/ Aussehuss) für eine geriehtliehe Enfseheidung 
zugewiesen (gegenüber 27 200 Besehwerden im Jahr 
2003, d. h. Anstieg von 19 Prozent). 830 Besehwerden 
wurden im Jahr 2004 für zulässig erklärt. Insgesamt 
konnten im Jahr 2004 über 21 000 Verfahren absehlie- 
ßend erledigt werden (gegenüber ea. 18 000 Verfahren im 
Jahr 2003, d. h. Anstieg von 17 Prozent). Bemerkenswert 
ist, dass in ea. 20 350 Verfahren die Besehwerden für un- 
zulässig erklärt oder vom Register gestriehen wurden 
(d. h. über 95 Prozent der Verfahren). Ende des Jahres 
2004 befanden sieh 50 000 Besehwerden im geriehtliehen 
Verfahren, während 28 000 Besehwerden noeh nieht be- 
arbeitet werden konnten. Die Zahl der insgesamt anhängi- 
gen Besehwerden erreiehte damit im Jahr 2004 mit ea. 
78 000 anhängigen Besehwerden einen neuen Höehst- 
stand (Anstieg von 19 Prozent gegenüber 2003, darunter 
waren ea. 4 000 Besehwerden aus Deutsehland). 

Dieser „Rüekstau“ verdeutlieht eindrueksvoll die Dring- 
liehkeit der Reform und die Notwendigkeit der sehnellen 
Umsetzung der während der 114. Ministertagung im Mai 
2004 besehlossenen Maßnahmen zur „Gewährleistung 
der langfristigen Effektivität des Europäisehen Geriehts- 
hofs für Mensehenreehte“. Neben Maßnahmen auf natio- 
naler Ebene zur Verhinderung des Entstehens neuer Be- 
sehwerden gehört hierzu die Ratifikation von Protokoll 
Nr. 14 zur EMRK, mit dem das Verfahren vor dem 
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EGMR reformiert wird und das am 13. Mai 2004 zur 
Zeichnung aufgelegt wurde (Zeichnung durch Deutsch- 
land am 10. November 2004). Allerdings ist bereits jetzt 
abzusehen, dass darüber hinaus noch weitere Reform- 
maßnahmen notwendig sein werden. 

Von grundsätzlicher politischer oder rechtlicher Bedeu- 
tung waren im Berichtszeitraum insbesondere folgende 
Urteile des EGMR: 

Im Fall Vo gegen Frankreich stellte der EGMR am 8. Juli 
2004 keine Verletzung des Rechts auf Leben (Artikel 2 
EMRK) fest. Die Beschwerdeführerin hatte sich über die 
Weigerung der französischen Beschwerden beschwert, 
die unbeabsichtigte Tötung ihres ungeborenen Kindes als 
fahrlässige Tötung einzustufen. 

Der Fall Leyla Sahin gegen die Türkei wurde am 
22. November 2004 auf Antrag der Beschwerdeführerin 
an die Große Kammer verwiesen. Der Beschwerdeführe- 
rin war verboten worden, an der Universität ein Kopftuch 
zu tragen, ln seinem Urteil vom 29. Juni 2004 hatte der 
EGMR festgestellt, dass dieses Verbot keine Verletzung 
von Artikel 9 EMRK (Gedanken-, Gewissens- und Reli- 
gionsfreiheit) darstellt. 

ln mehreren Verfahren urteilte der EGMR über die Frage 
der Jurisdiktion 

(Artikel 1 EMRK): 

Im Fall llascu und andere gegen Moldau und Russland 
prüfte der EGMR diese Frage in Bezug auf die separatis- 
tische „Moldawische Republik Transnistrien“. Die Große 
Kammer stellte am 8. Juli 2004 fest, dass die Beschwer- 
deführer sowohl der Jurisdiktion Moldaus als auch Russ- 
lands unterliegen. Im Fall Moldaus kam der EGMR zu 
dem Schluss, dass dieser Staat, auch wenn er an der Aus- 
übung seiner Staatsmacht gehindert ist, gleichwohl die 
Verpflichtung hat, durch geeignete Maßnahmen im ge- 
samten Staatsgebiet für die Einhaltung der Menschen- 
rechte zu sorgen. Im Fall Russlands bejahte der EGMR 
die Jurisdiktion, da sich die Verantwortung eines Staates, 
der vollständige Kontrolle über ein Gebiet außerhalb sei- 
nes Staatsgebietes ausübt, auch auf die Akte der örtlichen 
Behörden, die er unterstützt, erstreckt. Der EGMR verur- 
teilte beide Staaten, die notwendigen Maßnahmen zur so- 
fortigen Freilassung von 2 noch in Tiraspol willkürlich 
inhaftierten Beschwerdeführern zu ergreifen. 

Im Fall Issa und andere gegen die Türkei, der die Ermor- 
dung und Verstümmelung einer Gruppe von Hirten im 
Nordirak im Jahr 1995 betraf, urteilte der EGMR am 
16. November 2005, dass die Türkei in dem in Frage ste- 
henden Zeitraum keine effektive, vollständige Kontrolle 
über den Nordirak hatte. Die Beschwerdeführer hatten 
vorgebracht, dass die Tat durch türkische Truppen wäh- 
rend einer Militäroperation begangen wurde. 

VI. Kongress der Gemeinden und Regionen 

Im 2. Halbjahr 2004 fand wie üblich keine Plenarsitzung 
des Kongresses statt. Am 4. und 5. November 2004 fand 


hingegen in Straßburg die „institutioneile Sitzung“ statt, 
bei der die lokale Selbstverwaltung in Russland und Ge- 
orgien sowie ein erster Meinungsaustausch mit dem 
neuen Generalsekretär Terry Davis im Mittelpunkt stan- 
den. Weitere Themen waren: die Einrichtung regionaler 
Ombudsleute, die Möglichkeiten der Terrorismusbe- 
kämpfung durch lokale Behörden und die Beteiligung 
von Zuwanderem am lokalen öffentlichen Leben. 

VII. Aus den einzelnen Aufgabengebieten 
des Europarates 

1. Menschenrechtsfragen 

a) Europäische Kommission gegen Rassismus 
und Intoleranz (ECRI) 

Auch im Berichtszeitraum führte die Kommission ihre 
Aufgabe fort, Vorschläge zu erarbeiten und insbesondere 
die Wirksamkeit der bereits ergriffenen gesetzgeberi- 
schen, politischen und anderen Maßnahmen der Mitglied- 
staaten des Europarates zur Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Intoleranz zu 
prüfen und zu bewerten. Da sich das Phänomen des Ras- 
sismus in den Mitgliedstaaten des Europarates sehr unter- 
schiedlich äußert, untersuchte die Kommission im Rah- 
men ihres länderspezifischen Ansatzes die einzelnen 
Mitgliedstaaten durch Kleingruppen (Country-by-Coun- 
try-Arbeit). Die im Jahr 2003 begonnene dritte Berichts- 
runde wurde mit der Erarbeitung von zehn Berichtsent- 
würfen (Country-by-Country-Reports) fortgeführt. 

b) Antl-Folter-Komltee (CPT) 

Der nach dem „Europäischen Übereinkommen zur Verhü- 
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe“ errichtete Ausschuss hat auch in 
diesem Berichtszeitraum seine Aufgabe fortgeführt, 
durch Besuche die Behandlung von Personen zu prüfen, 
denen die Freiheit entzogen ist, um erforderlichenfalls 
den Schutz dieser Personen vor Folter und unmenschli- 
cher oder erniedrigender Behandlung zu verstärken. 

Im Rahmen ihres länderspezifischen Ansatzes haben De- 
legationen des CPT einer Vielzahl von Mitgliedstaaten 
periodische und Ad-hoc-Besuche abgestattet und darüber 
dem CPT Bericht erstattet. Hierzu gehörte erneut ein Be- 
such in der Nordkaukasusregion der Russischen Födera- 
tion. 

c) Minderheitenrecht 

Für die Eröffnung des zweiten Kontrolldurchgangs zum 
Umsetzungsstand der von Deutschland übernommenen 
Verpflichtungen aus dem Rahmenübereinkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten wurde in Zusammenar- 
beit mit den Ländern und unter Beteiligung der Organisa- 
tionen der nationalen Minderheiten im Jahr 2004 ein 
zweiter Staatenbericht erstellt. 

Zur Eröffnung des zweiten Kontrolldurchgangs zum Um- 
setzungsstand der von Deutschland übernommenen Ver- 
pflichtungen aus der Europäischen Charta der Regional- 
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oder Minderheitensprachen (die hinsichtlich der Minder- 
heitensprachen im Wesentlichen deckungsgleich mit den 
Verpflichtungen aus dem o. g. Rahmenübereinkommen 
sind) hatte die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2003 
einen zweiten Staatenbericht abgegeben. Daraufhin er- 
folgten im September 2004 Besuche des Expertenkomi- 
tees in Frankfurt a. M., Hamburg, Bremen und Berlin, bei 
denen Vertreter von Minderheitenverbänden, Bundesein- 
richtungen, Landes- und Kommunalbehörden sowie ein- 
schlägiger Institute angehört wurden. Eine schriftliche 
Stellungnahme des Expertenkomitees liegt noch nicht 
vor. 

Die „terms of reference“ des wieder eingesetzten Exper- 
tenausschusses für den Schutz nationaler Minderheiten 
(DH-MIN) wurden am 3. November 2004 vom Komitee 
der Ministerbeauftragten beschlossen. Der DH-MIN 
- wie in der Vergangenheit ein Unterausschuss des Len- 
kungsausschusses für Menschenrechte - soll demnach 
auch in Zukunft keine Kontrolle der Minderheitenpolitik 
der verschiedenen Mitgliedstaaten vornehmen, sondern 
als Basis des Informations- und Erfahrungsaustauschs 
zwischen den Staaten dienen. Für das Jahr 2005 sind 
2 Sitzungen geplant. 

d) Arbeitsgruppe Soziale Rechte 
(GT-DH-SOC) 

Der Lenkungsausschuss des Europarates für Menschen- 
rechte (CDDH) hat in seiner 54. Sitzung im Oktober 2002 
beschlossen, unter der Bezeichnung „GT-DH-SOC“ eine 
Arbeitsgruppe zum Thema „soziale Rechte“ einzurichten. 
Sie soll sich mit der Frage der Einbeziehung sozialer 
Rechte in das Schutzsystem der Europäischen Konven- 
tion zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
befassen und hierzu vorrangig Untersuchungs- und For- 
schungsarbeit leisten. Die Arbeitsgruppe hat im Oktober 
2003 ihre Arbeit aufgenommen und diese auf ihrer zwei- 
ten Sitzung im November 2004 fortgesetzt. Sie wird sie 
im April 2005 abschließen und dann dem Lenkungsaus- 
schuss die Ergebnisse vorlegen. 

e) Expertengruppe Menschenrechte und 
Kampf gegen den Terrorismus 
(DH-S-TER) 

Der CDDH hatte vor dem Hintergrund der Terroran- 
schläge in den USA vom 11. September 2001 in seiner 
Sitzung vom 6. bis 9. November 2001 beschlossen, eine 
Expertengruppe zum Thema „Menschenrechte und 
Kampf gegen den Terrorismus“ (DH-S-TER) einzuset- 
zen. Diese war im Juni 2004 vom Lenkungsausschuss für 
Menschenrechte mit der Aufgabe betraut worden, Leit- 
linien für die Mitgliedstaaten des Europarates in Bezug 
auf die Opfer von Terroranschlägen zu erarbeiten. Der 
von der DH-S-TER in 2 Sitzungen im September und Ok- 
tober 2004 ausgearbeitete wegweisende Entwurf der 
„Leitlinien über den Schutz der Opfer von Terroranschlä- 
gen“ wurde vom Lenkungsausschuss für Menschenrechte 
in seiner Sitzung vom 23. bis 26. November 2004 gebil- 
ligt. 


f) Protokoll Nr. 12 zur Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten 

Das Protokoll Nr. 12 zur Europäischen Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, das ein 
allgemeines Diskriminierungsverbot enthält, ist bereits 
am 4. November 2000 zur Zeichnung aufgelegt worden. 
Es ist jedoch bislang nicht in Kraft getreten, da es dafür 
nach Artikel 5 Abs. 1 des Protokolls der Ratifizierung 
durch mindestens 10 Mitgliedstaaten des Europarates be- 
darf 

Bis zum Ende des Jahres 2004 erfolgte die Ratifizierung 
durch insgesamt 11 Mitgliedstaaten (Albanien, Arme- 
nien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Zypern, Finn- 
land, Georgien, Niederlande, San Marino, Serbien und 
Montenegro, Mazedonien) mit der Folge, dass das Proto- 
koll zum 1 . April 2005 für diese Staaten in Kraft getreten 
ist. 

g) Protokoll Nr. 13 zur Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten bezüglich der 
Abschaffung der Todesstrafe unter allen 
Umständen 

Deutschland hat das am 3. Mai 2002 zur Zeichnung auf- 
gelegte Protokoll Nr. 13 zur Europäischen Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten be- 
züglich der Abschaffung der Todesstrafe unter allen Um- 
ständen am 1 1 . Oktober 2004 ratifiziert. Damit ist das 
Protokoll für Deutschland am 1. Februar 2005 in Kraft 
getreten. 

Mit dem Protokoll Nr. 13 ist für die unferzeichnenden 
Mitgliedsfaaten des Europarafes der letzfe Schrift zu dem 
Ziel der vollständigen Abschaffung der Todesstrafe getan. 
Bereits das Protokoll Nr. 6 enthält die Abschaffung der 
Todessfrafe, allerdings mif der Ausnahme, dass ein Sfaat 
die Todessfrafe für Tafen vorsehen kann, die in Kriegszei- 
fen oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen wer- 
den. Das Protokoll Nr. 13 streicht diese Ausnahme. Damit 
wird auf Europaratsebene eine Rechtslage geschaffen, die 
mit Artikel 102 des Grundgesetzes vergleichbar ist. 
[Bisher haben 32 der 46 Europaratstaaten das Protokoll 
Nr. 13 ratifiziert. Weitere 11 haben unterzeichnet, aber 
noch nicht ratifiziert. Armenien, Aserbaidschan und 
Russland haben bisher nicht gezeichnet (Stand: 
31. Oktober 2005).] 

h) Menschenhandel 

Im September 2003 traf sich erstmals das Ad-hoc-Komi- 
tee zur Erarbeitung eines Europäischen Abkommens ge- 
gen den Menschenhandel (CAHTEH). Die Verhandlun- 
gen fanden unter dem Mandat des Ministerkomitees statt. 
Sie wurden am 4. Mai 2005 abgeschlossen. Die Konven- 
tion liegt seit dem 3. Europarats-Gipfel vom 16. bis 
17. Mai 2005 zur Unterzeichnung aus. Die Bundesregie- 
rung wird in Kürze die Unterzeichnung vornehmen. 
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2. Bekämpfung von Korruption 

Es fanden 2 Plenarsitzungen der Staatengruppe gegen 
Korruption (GRECO) statt, ln den Sitzungen wurden 
4 Evaluierungsberiehte der zweiten Evaluationsrunde 
(Belgien, Frankreieh, Norwegen und Vereinigtes König- 
reieh) angenommen. 

3. Rechtliche Zusammenarbeit, Strafrechts- 
fragen 

a) Europäische Kommission für die 
Wirksamkeit der Justiz (CEPEJ) 

Mit Unterstützung der CEPEJ sowie der Europäisehen 
Kommission wurde am 27. Oktober 2004 der Europäi- 
sehe Tag der Zivilgeriehtsbarkeit in Bautzen im Rahmen 
eines zentralen Festaktes begangen. Hierzu waren die 
Staatssekretäre der jeweiligen Justizministerien aus 
Polen, der Tseheehisehen Republik und der Bundes- 
republik Deutsehland sowie Riehter aus diesen 3 Staaten 
zusammen gekommen, ln Prozesssimulationen wurden 
für die Öffentliehkeit Untersehiede und Gemeinsamkei- 
ten der 3 Zivilprozessordnungen deutlieh. 

Darüber hinaus hielt die CEPEJ vom 30. November bis 
3. Dezember 2004 eine Plenarsitzung in Straßburg ab. 

Fertiggestellt werden konnte die erste Übersieht über die 
Situation der Justiz in Europa 2002, die auf der Grund- 
lage von statistisehen Angaben aus 40 europäisehen Staa- 
ten ausgearbeitet worden war. Diese Übersieht ist in Eu- 
ropa bisher einmalig. Sie erlaubt es - bei allen Grenzen 
der Vergleiehbarkeit von Reehtssystemen - Grundstruk- 
turen der geriehtliehen Organisation und ihre Auswirkun- 
gen auf die Reaktionsfähigkeit des Reehtssystems, auf 
Reehtsverstöße sowie auf die Problemlösungsfähigkeit 
dieses Systems zu untersuehen. Es wurde besehlossen, 
diese Übersieht der europäisehen Öffentliehkeit sowie 
den Faehleuten im kommenden Jahr zugänglieh zu ma- 
ehen. Im Rahmen des Kampfes gegen überlange Verfah- 
rensdauer erstellte die CEPEJ ein Rahmenprogramm mit 
vielen Aktionslinien, die aueh die Beteiligung der Betrof- 
fenen vorsehen, aufgrund eines neuartigen Ansatzes: die 
optimale Dauer des Verfahrens. 

b) Strafrecht 

2004 wurden die Arbeiten in dem Expertenaussehuss zur 
Überarbeitung des Übereinkommens von 1990 über 
Geldwäsehe sowie Ermittlung, Besehlagnahme und Ein- 
ziehung von Erträgen aus Straftaten (PC-RM) in mehre- 
ren Treffen fortgeführt. Ziel war die Neufassung der 
Geldwäsehekonvention von 1990, die vom Ministerkomi- 
tee am 3. Mai 2005 angenommen wurde. 

c) Konsultativrat der Europäischen Richter 
(CCJE) 

Vom 12. bis 14. Juli 2004 wurde in Rom die Ausarbei- 
tung der Beriehte dureh die Arbeitsgruppe des Konsulta- 
tivrates der Europäisehen Riehter fortgesetzt. Vom 22. bis 
24. November 2004 tagte der Konsultativrat der Europäi- 
sehen Riehter in Straßburg. Hauptthemen waren die von 


der Arbeitsgruppe vorbereiteten verfahrensreehtliehen 
Fragen im Zusammenhang mit der Streitsehliehtung, der 
Stellung und Funktion des Riehters und den Anforderun- 
gen an ein faires Verfahren. 

Zum Thema „Die Rolle des Riehters bei der Streitsehlieh- 
tung im Anfangsstadium der Verfahren“ wurden Vor- 
sehläge bei der Ersten Europäisehen Riehterkonferenz am 
24. und 25. November 2004 in Straßburg diskutiert. Die 
Wiehtigkeit der Entwieklung und Kenntnis von alternati- 
ven Modellen zur Streitbeilegung wurde hierbei unterstri- 
ehen. 

d) Wahlrecht 

Das Komitee der Ministerbeauftragten nahm auf seiner 
898. Sitzung am 30. September 2004 die von der Multi- 
disziplinären Gruppe (IP 1-S-EE) sowie ihren Subgrup- 
pen (EE-S-LOS und EE-S-TS) erarbeitete „Empfehlung 
über reehtliehe, operative und teehnisehe Standards für 
die elekfronisehe Stimmenabgabe“ an. 

e) Staatsangehörigkeitsrecht 

Am 11. und 12. Oktober 2004 fand im Europarat die 

3. Europäisehe Konferenz über die Staatsangehörigkeit 
statt. Die Veranstaltung stand unter dem Thema „Staats- 
angehörigkeit und das Kind“. Der Expertenaussehuss für 
Sfaafsangehörigkeit (CJ-NA) und die ihm zugeordnefe 
Arbeifsgruppe (CJ-NA-GT) haben das Protokoll über die 
Vermeidung von Staatenlosigkeit in Bezug auf Staaten- 
naehfolge fertiggestellt. Es handelt sieh um das erste Pro- 
tokoll zum Europäisehen Übereinkommen vom 6. No- 
vember 1997 über die Staatsangehörigkeit. 

4. Terrorismusbekämpfung 

Das Expertenkomitee für Terrorismusfragen (CODEXTER) 
haf die Beratungen zu dem Entwurf eines Übereinkom- 
mens zur Terrorismusbekämpfung fortgeführt; es ist beim 
Gipfeltreffen in Warsehau Mitte Mai 2005 zur Zeiehnung 
aufgelegt worden. 

5. Sozialpolitik 

a) Gesundheitspolitik 

Der Gesundheitsaussehuss (CDSP) verabsehiedete zur 
Empfehlung No (95) 15 „Herstellung, Anwendung und 
Qualitätssieherung der Blutbestandteile“ den überarbeite- 
ten Teehnisehen Anhang (11. Auflage, Ausgabe 2004). 
Deutsehland war an der Erarbeitung aktiv beteiligt. 

b) Biomedizin 

Im Beriehtszeitraum haben Island und die Türkei das 
„Übereinkommen über Mensehenreehte und Biomedizin“ 
vom 4. April 1997, das am 1. Dezember 1999 in Kraft ge- 
treten ist, ratifiziert. Island hat zudem das „Zusatzproto- 
koll über das Verbot des Klonens von mensehliehen 
Lebewesen“ vom 12. Januar 1998 sowie das „Zusatzpro- 
tokoll über die Transplantation von Organen und Gewe- 
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ben menschlichen Ursprungs“ vom 24. Januar 2002 ratifi- 
ziert. 

Eine Entscheidung darüber, ob die Bundesrepublik 
Deutschland das Übereinkommen und seine Zusatzproto- 
kolle unterzeichnen wird, ist im Berichtszeitraum nicht 
getroffen worden. Die Unterzeichnung der Zusatzproto- 
kolle setzt die Unterzeichnung der Konvention selbst vor- 
aus. Die Bundesregierung wird den Meinungsbildungs- 
prozess zur Frage einer Unterzeichnung fortsetzen. 

c) Europäische Sozialcharta 

Deutschland sah sich im Berichtszeitraum mit einer Reihe 
von Vorwürfen wegen Nichterfüllung von Verpflichtun- 
gen hinsichtlich der Kemartikel der Charta konfrontiert. 
Die deutsche Position konnte jedoch im Regierungsaus- 
schuss zur Sozialcharta überzeugend dargestellt werden, 
so dass die Kritik gegenüber Deutschland im Ergebnis 
nicht bestätigt wurde. Der Dialog insbesondere mit dem 
Europäischen Ausschuss für Soziale Rechte (EASR) 
konnte im Berichtszeitraum weiter vertieft werden, um 
noch bestehende Bewertungsunterschiede auszuräumen. 

Die Vertragsstaaten der ESC/RESC (Europäische Sozial- 
charta/Europäische Sozialcharta [revidiert]) haben in zu- 
nehmendem Maße Schwierigkeiten, dem exzessiven Um- 
fang der Berichtspflichten und veränderten Auslegungen 
durch die Überwachungsgremien gerecht zu werden. 
Nicht zuletzt wegen der zunehmenden Zahl der Vertrags- 
staaten wurden Überlegungen angestoßen, die Effizienz 
des Berichtswesens zu verbessern. 

d) Gleichstellungsfragen 

Vom 24. bis 26. November 2004 fand in Straßburg das 
3 1 . Treffen des Lenkungsausschusses „Chancengleichheit 
zwischen Frauen und Männern“ (CDEG) statt. 

Themenschwerpunkte waren: 

- Vorbereitung der 6. Gleichstellungsmmister(innen)kon- 
ferenz vom 8. bis 9. Juni 2005 in Stockholm, in deren 
Mittelpunkt der Menschenrechtsaspekt und die wirt- 
schaftlichen Herausforderungen im Bezug auf Ge- 
schlechtergerechtigkeit stehen sollen. 

- Stand der Arbeiten des Ad-hoc-Komitees CAHTEH 
zu einem Entwurf einer Europäischen Konvention ge- 
gen Menschenhandel. 

- Peking -i- 10 und seine Vorbereitungskonferenzen. Do- 
kumente des Europarates, die bei der nächsten Sitzung 
der UN-Frauenrechtskommission eingebracht werden 
und Side-Event des Europarates. 

- Beschluss über die Bildung einer achtköpfigen Exper- 
tengruppe, die dem CDEG gegenüber verantwortlich 
ist, für die Erstellung des Entwurfes einer Empfehlung 
zur Rolle von Frauen und Männern bei Konfiiktvor- 
beugung, -lösung und Friedensbildung. Ein entspre- 
chender Auftrag wird dem Ministerkomitee zur Ent- 
scheidung vorgelegt. 


e) Europäischer Ausschuss für 
Wanderungsfragen (CDMG) 

Fragen der Steuerung der Migration und zunehmend der 
Integration von rechtmäßig aufhältigen Migranten waren 
weiterhin die Schwerpunktthemen des Ausschusses für 
Wanderungsfragen. Zur Steuerung der Migration wurden 
Regelungen und Empfehlungen über den Rechtsstatus der 
Wanderarbeiter und ihrer Familienangehörigen, von Stu- 
denten sowie Maßnahmen gegen Diskriminierung und 
Fremdenfeindlichkeit erörtert. Dem engeren Zusammen- 
wirken von Herkunfts-, Transit- und Zielländem dient da- 
bei der regelmäßig vom Ausschuss im Rahmen einer 
Political Platform geführte Dialog mit Drittstaaten über 
den europäischen Rahmen hinaus. Mit der Europäischen 
Union sowie einer Reihe migrationspolitisch relevanter 
internationaler Organisationen, wie UNHCR, lOM und 
ILO erfolgte ein intensiver Meinungs- und Erfahrungs- 
austausch über die Entwicklung der weltweiten Migration 
und die Entwicklung der Migrationspolitik im nationalen 
und europäischen Rahmen. 

g) Soziale Fragen 

Der Lenkungsausschuss für soziale Kohäsion (CDCS) 
tagte am 2. und 3. November 2004 und beschäftigte sich 
mit folgenden Fragen: 

- Bericht über die Social Cohesion Week. 

- Stand Arbeitsprogramm 2005. 

- Vorbereitung des 3. Europaratsgipfels und Initiative 
aus dem Sozialbereich Gruppe der Eminent Persons. 

- Resultate der Reflection Group on Social Cohesion. 

- Bereicht über die Aktivitäten der Expertengruppe zum 
Thema „Soziale Dienste und Nutzerinteressen“. 

- Ergebnisse der Aktivitäten im Bereich der Beschäfti- 
gung von marginalisierten Gruppen. 

- Arbeiten der Expertengruppe zu Wohnungspolitik und 
soziale Kohäsion. 

- Aktivitäten im Bereich Kinder und Familie. 

- Stand der Vorbereitung der Familienministerkonferenz 
2006. 

- SOCIAL COHESION FORUM 2005: „Reconciling 
Labour Flexibility with Security and Social Cohe- 
sion“. 

- Wahl des Vorsitzes, des stellvertretenden Vorsitzes 
und neuer Büromitglieder. 

h) Jugend- und Familienfragen 

Das vom Büro des Generalsekretärs vorgeschlagene Inte- 
grierte Projekt Nr. 2 „Reaktionen auf Gewalt im Alltags- 
leben in einer demokratischen Gesellschaft“ (vgl. 
Bundestagsdrucksache 15/3292, S. 5) wurde mit einer 
„Ad-hoc-Konferenz der für Fragen der Prävention von 
Gewalt im Alltagsleben zuständigen Minister der Mit- 
gliedstaaten des Europarates“ vom 7. bis 9. November 
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2004 in Oslo abgeschlossen. Im Rahmen dieser Konfe- 
renz wurde eine vom Europarat unter Beteiligung der 
Mitgliedstaaten vorbereitete Resolution einstimmig ange- 
nommen. Die Resolution enthält im Wesentlichen die 
Bitte an das Ministerkomitee des Europarates, weitere 
Aktivitäten auf dem Gebiet „Prävention von alltäglicher 
Gewalt“ in folgender Weise zu unterstützen: möglichst 
große Verbreitung der Projektergebnisse, Erarbeitung ei- 
ner „formellen“ Empfehlung des Europarates zu den The- 
men des Projekts, Unterstützung einer Initiative des Euro- 
päischen Kongresses der Gemeinden und Regionen 
(Teilorganisation des Europarates) zur Einrichtung einer 
Beobachtungsstelle für alltägliche Gewalt in Partnerbe- 
ziehungen, stärkere Berücksichtigung der Präventions- 
thematik im zwischenstaatlichen Arbeitsprogramm des 
Europarates, Einrichtung eines Projekts über Gewalt ge- 
gen Kinder). Mit dem Projekt über Gewalt gegen Kinder 
hat der Europarat bereits begonnen. 

Vom 23. bis 25. September 2004 fand in Kiew - auch un- 
ter deutscher Beteiligung - ein Seminar zum Thema 
„Kinder, Jugend und Familienpolitik“ statt. Das Thema 
soll weiterbehandelt und für den Jugendbereich auf Basis 
dieser Seminarergebnisse eine Strategie entwickelt wer- 
den. 

Am 29. und 30. November 2004 fand ein Expertensemi- 
nar zum Thema „Jugendpartizipation und demokratische 
Bürgerschaftlichkeit“ statt. Der Europarat plant für 2005 
zu diesem Thema eine Neuformulierung der Empfehlung 
Nr. (97) 3 des Europarates, die auf Basis dieser Seminar- 
ergebnisse ausformuliert werden soll. 

Es wurde ein Entwurf eines neuen Partnerschaftvertrags 
mit der Europäischen Jugendinformations- und Bera- 
tungsagentur (ERYICA) und dem Europarat vorgelegt. 

ln einer Arbeitsgruppe wurde begonnen, - auch unter 
deutscher Beteiligung - weitere Details und einen Verfah- 
rensvorschlag zu erarbeiten. 

Am 23. und 24. November 2004 fand in Kooperation mit 
dem Direktorat Jugend und Sport des Europarates und 
dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend in Berlin eine Konferenz zum Thema „Ent- 
wicklung und Chancen junger Menschen in sozialen 
Brennpunkten“ statt. 160 teilnehmende Fachexperten der 
kommunalen Jugendpolitik, Bürgermeisterinnen und Bür- 
germeister europäischer Großstädte, Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier, Jugendforscherinnen und Jugendfor- 
scher und auch Vertreterinnen und Vertreter von Jugend- 
organisationen aus 23 europäischen Städten und aus 
18 europäischen Ländern diskutierten anhand konkreter 
Praxisbeispiele und Ideen aus deutschen und europäischen 
Kommunen integrierte lokale Politikansätze mit dem Ziel 
der Verbesserung der Zukunftschancen junger Menschen. 

Zum 50. Jahrestag der Europäischen Kulturkonvention 
wurde auch mit aktiver deutscher Beteiligung ein Beitrag 
aus jugendpolitischer Sicht erarbeitet, der in die gemein- 
same Erklärung der Europäischen Kulturminister, die 
vom 8. bis 11. Dezember 2004 in Breslau anlässlich des 


50. Jahrestages der Kulturkonvention verabschiedet 
wurde, eingeflossen ist. Im Übrigen waren die Arbeiten 
auch weiterhin durch die inhaltliche Vorbereitung der 
7. Jugendministerkonferenz, die für den 22. bis 24. Sep- 
tember 2005 geplant ist, geprägt. 

Auf der Sitzung des Europäischen Lenkungsausschusses 
für die Jugend (CDEJ) vom 11. bis 13. Oktober 2004 in 
Budapest kündigte Deutschland die Bereitschaft zur Kan- 
didatur für die Vizepräsidentschaft im CDEJ (für das Jahr 
2005) an. 

h) Tierschutz 

Europäisches Übereinkommen zum Schutz 
von Versuchstieren 

Im Europäischen Übereinkommen vom 18. März 1986 
zum Schutz der für Versuche und andere wissenschaftli- 
che Zwecke verwendeten Wirbeltiere werden vor allem in 
dem „Anhang A Empfehlungen für die Haltung von Ver- 
suchstieren“ festgelegt. 

Im Rahmen der achten Sitzung der Arbeitsgruppe (22. bis 
24. September 2004) zu diesem Versuchstierübereinkom- 
men konnten die fachlichen Arbeiten für die Empfehlun- 
gen zur Haltung der verschiedenen Arten von Versuchs- 
tieren auf den neuen wissenschaftlichen Stand gebracht 
und abgeschlossen werden. Der abgestimmte Entwurf für 
die neuen Empfehlungen enthält in dem „Anhang A“ 
Mindeststandards für die Haltung von Kleinnagem bis zu 
landwirtschaftlichen Nutztieren, die in Versuchen gehal- 
ten werden. Dazu mussten noch die Arbeiten an den Ka- 
piteln für Fische, Amphibien und Reptilien abgeschlossen 
werden. 

Der Entwurf wird nach der Endredaktion in englischer 
und französischer Sprache der 4. Multilateralen Konsulta- 
tion zur Annahme vorgelegt. Dabei müssen mindestens 
zwei Drittel der Mitgliedstaaten die Empfehlungen an- 
nehmen. Voraussetzung ist allerdings noch, dass Grie- 
chenland und die Europäische Kommission das verein- 
fachte Verfahren durch Ratifikation anerkennen. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat die Ratifikation am 
24. September 2004 vorgenommen. Mit der Multilatera- 
len Konsultation kann nach aktuellem Kenntnisstand 
nicht vor Sommer 2005 gerechnet werden. 

Die Bundesregierung hatte zur Vorbereitung regelmäßig 
Länder und Verbände eingebunden und auf Verbesserun- 
gen in Tierschutzsicht hingewirkt. Die neuen Empfehlun- 
gen des Europarates werden einen echten Fortschritt aus 
Tierschutzsicht darstellen. 

Ständiger Ausschuss des Europarates zum Schutz 
landwirtschaftlicher Nutztiere 

Der durch das Europäische Übereinkommens zum Schutz 
von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen einge- 
setzte Ausschuss hat anlässlich seiner 46. Sitzung in 
Straßburg (30. November bis 2. Dezember 2004) die 
überarbeitete Empfehlung für das Halten von Schweinen 
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angenommen. Die Empfehlung löst die Empfehlung für 
das Halten von Sehweinen vom 21. November 1986 ab, 
welehe die Grundlage für die Riehtlinie des Rates vom 
19. November 1991 über Mindestanforderungen für den 
Sehutz von Sehweinen (91/630/EWG) war. 

Der Ständige Aussehuss sehloss weiterhin die Beratungen 
einer Empfehlung für das Halten von Nutzfisehen ab, die 
auf der näehsten Sitzung im Jahr 2005 angenommen wer- 
den soll. Die Empfehlung für Nutzfisehe soll alsbald 
dureh einen Anhang für die Tötung von Fisehen sowie 
mit artspezifisehen Anhängen für Laehse, Forellen, Bar- 
sehe und Brassen vervollständigt werden. Die Empfeh- 
lung für das Halfen von Kaninehen soll auf der näehsfen 
Sitzung weiter beraten werden, naehdem eine Stellung- 
nahme der Europäisehen Behörde für Lebensmittelsieher- 
heit zur Frage der Mindestfläehen vorliegt. Die Vertrags- 
parteien kamen überein, als näehstes die Empfehlung für 
das Halfen von Rindern und Kälbern zu überarbeiten. Ein 
Entwurf einer Redaktionsgruppe unter Beteiligung des 
BMVEL- Vertreters soll bis zur näehsten Sitzung vorlie- 
gen. 

Europäisches Übereinkommen zum Schutz von Tieren 
beim internationalen Transport 

Das revidierte Übereinkommen über den Sehutz von Tie- 
ren beim internationalen Transport wurde am 20. Juli 
2004 vom General-Direktor des Europarates in Straßburg 
unterzeiehnet. 

Am 2. und 3. November 2004 fand in Straßburg eine Ar- 
beitsgruppensitzung zum Transportübereinkommen statt, 
in der insbesondere reehtliehe und faehliehe Aspekte zur 
Weiterentwieklung der teehnisehen Anhänge erörtert 
wurden. 

6. Raumordnerische Zusammenarbeit, 
Kommunai- und Regionaipoiitik 

a) Raumordnungspoiitik 

Derzeit wird unter dem Daeh des Europarates das Projekt 
„CEMAT-lnnovationsregionen“ durehgeführt, das vom 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen als Fortsetzung des 2003 abgesehlossenen Projekts 
„CEMAT-Modellregionen“ gefördert wird. Das Projekt 
unterstützt modellhaft die Einführung und inhaltliehe 
Vertiefung einer innovativ-modernen, wettbewerbsorien- 
tierten und naehhaltigen Regionalplanung in den russi- 
sehen Regionen Kaliningrad, St. Petersburg, Moskau und 
Pskov sowie in Armenien. Ziel waren Demokratisierung 
der Regionalplanung und ein modernes, zukunflsorien- 
tiertes Kommunal- und Regionalmanagement. Die Land- 
kreise und Gemeinden haben sieh aktiv an diesem Projekt 
beteiligt. Neue Formen der Zusammenarbeit und Kom- 
munikation zwisehen den nationalen Regierungen, den 
Regierungen der Regionen und den Landkreisen sowie 
lokalen Gebietskörpersehaften konnten erprobt und ver- 
tieft werden. 


b) Kommunal- und Regionalpolitik 

Die für 2004 geplante Konferenz der für Kommunal- und 
Regionalwesen zusfändigen Minisfer wurde auf das Jahr 
2005 vertagt, da sieh keine Einigung in der Frage eines 
Reehtsinstruments zum Regionalismus abzeiehnete. Die 
Herbstsitzung des Lenkungsaussehusses für lokale und 
regionale Demokratie beim Europarat (CDLR) diente der 
Vorbereitung der Ministerkonferenz. Dabei wurde die ur- 
sprünglieh von Deutsehland eingebraehte Idee einer poli- 
tisehen Erklärung aufgegriffen. Für die Bundesregierung 
war wiehtig, das grundsätzliehe Potential von Regionen 
mit klarem Handlungsspielraum für die Demokratie zu 
würdigen und gleiehzeitig zu verdeutliehen, dass die 
staatsinteme Untergliederung in Regionen - ganz im Ge- 
gensatz zur Einriehtung einer kommunalen Ebene - kein 
Qualitätskriterium für Demokratie ist. Diese Einsehät- 
zung wird von der Mehrheit der Europaratsmitglieder ge- 
teilt. 

Der Bund hat unter enger Einbeziehung der Länder an den 
Arbeiten in den 4 Arbeitsbereiehen des CDLR mitgewirkt: 
1. Demokratisehe Partizipation; 2. Finanzen; 3. Grenz- 
übersehreitende Zusammenarbeit; 4. Korruptionspräven- 
tion. 

7. Sport 

Im Mittelpunkt der sportpolitisehen Aktivitäten stand die 
10. Europäisehe Sportministerkonferenz vom 14. bis 
15. Oktober 2004 in Budapest. Sie befasste sieh mit den 
Sehwerpunktthemen „Verantwortungsvolles Regierungs- 
handeln im Sport“ und „Europäisehe Zusammenarbeit im 
Sport“. An ihr nahmen etwa 140 Delegierte aus 
40 Mitgliedstaaten teil. Die deutsehe Delegation wurde 
von der Parlamentarisehen Staatssekretärin beim Bundes- 
minister des Innern, Ute Vogt, geleitet. Da es sieh um die 
10. Europäisehe Sportministerkonferenz des Europarates 
handelte, erfolgte aueh eine Bestandsaufnahme der bishe- 
rigen Arbeit. Die angenommenen Entsehließungen sind 
daher aueh riehtungweisend für die künftige sporfpoliti- 
sehe Täfigkeif des Europarafes. 

Anlässlieh der Konferenz wurde aueh die von Deufseh- 
land und Finnland enfwiekelfe Fofoaussfellung „Sport, 
Toleranz und Fair Play“ im ungarisehen Parlament eröff- 
net. 18 Mitgliedstaaten des Europarates beteiligten sieh 
an der Ausstellung, die als Wanderausstellung in den Mit- 
gliedstaaten gezeigt werden wird. Die Ausstellung wurde 
auf deutseher Seite von der nationalen Botsehafterin für 
Sporf, Toleranz und Fair Play, Rosi Miffermaier, mifge- 
stalfef. Die nationalen Botsehafter für Sporf, Toleranz und 
Fair Play aus den Mifgliedsfaafen halfen am 8. Sepfember 
2004 in Isfanbul Gelegenheif, ihre Anregungen zur Ge- 
staltung der Ausstellung einzubringen. 

Die 20. Sitzung der Beobaehtenden Begleitgruppe vom 
9. bis 10. November 2004 beriet über eine noeh engere 
Zusammenarbeit mit der Welt-Anti-Doping-Agentur 
(WADA) und über die künftige Besetzung des Vorsitzen- 
den der WADA mit einem Vertreter der Regierungsseite. 
Ein Evaluationsbesueh zum Stand der Umsetzung der 
Konvention wird im Jahr 2006 stattfinden. 
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8. Bildung und Kultur 
a) kulturelle Zusammenarbeit 
Studien zur Kulturpolitik 

Unter Anwesenheit des zypriotischen Ministers für Bil- 
dung und Kultur, Pefkios Georgiades, wurde anlässlich 
der 3. Sitzung des Lenkungsausschusses Kultur vom 
11. bis 13. Oktober 2004 der Länderbericht zur Kultur- 
politik Zyperns vorgestellt und diskutiert. Die Länderbe- 
richte bestehen aus einer ausführlichen Darsfellung zur 
Sifuation der nafionalen Kulfurpolitik des jeweiligen Lan- 
des und einem exfemen Expertenbericht mit Empfehlun- 
gen zur Kulturpolitik, die auf Grundlage der Referenz- 
dokumente und Standards des Europarates formuliert 
werden. 

Projekt „Interkultureller Dialog und 
Konfllktb e wältlgun g“ 

Dieses derzeit zentrale Projekt hat zum Ziel, Ursachen in- 
terkultureller und interreligiöser Konflikte im Hinblick 
auf künftige Konfliktvermeidung zu analysieren und 
mögliche Versöhnungsmaßnahmen nach Beendigung von 
Konflikten zu identifizieren. Im Rahmen dieses Projekfs 
wurden polifische Konzepfe und Grundsäfze entwickelt, 
die die Kooperation in interkulturellen Regionen und 
Städten fördern sollen. Dazu wurde bereits 2003 in Opa- 
tija/Kroatien eine Erklärung der Kulturminister zum in- 
terkulturellen Dialog und zur Konfliktbewältigung verab- 
schiedet. Ein weiteres interkulturelles Forum fand vom 
14. bis 17. November 2004 in Troina/ltalien statt, eine Er- 
klärung wurde aber nicht verabschiedet. 

Planungen zum 50. Jahrestag der Verabschiedung der 
Kulturkonvention des Europarates und Vorbereitung 
des 3. Europarat-Gipfels 

Im Dezember 2004 jährte sich die Unterzeichnung des 
wichtigsten Referenzdokuments des Europarates im Kul- 
turbereich, des Europäischen Kulturabkommens, zum 
50. Mal. Aus diesem Anlass fand am 9. und 10. Dezem- 
ber 2004 ein Ministertreffen in Wroclaw (Breslau) statt. 
Die Vorbereitungen der Ministerkonferenz und der Minis- 
tererklärung zu diesem Anlass erfolgten auf Ebene des 
Außenministerkomitees. Es wurde ein Aktionsplan ver- 
abschiedet, der bis zum Herbst 2005 in konkrete Projekt- 
vorschläge umgesetzt werden soll. 

Zu den weiteren in Aussicht genommenen Aktivitäten 
zählen u. a. die Erstellung und Verbreitung von Publika- 
tionen und Informationsmaterial, darunter ein Katalog 
über die 27 Kunstausstellungen des Europarates und eine 
Bildpublikation „Celebrating Europe at the Table: Food, 
Culture und Diversity“ mit Beiträgen aller Unterzeichner- 
staaten der Kulturkonvention. 

Themenbereich kulturelle Vielfalt 

Im Rahmen des Projekts zur kulturellen Vielfalt wurden 
thematische Länderberichte unter Mitwirkung von 
15 Mitgliedstaaten des Europarates erstellt, die in das 
Kulturkompendium des Europarates eingestellt werden. 


Weiterhin wurde eine transversale Studie angefertigt, zu 
der zwischenzeitlich ein abschließender Expertenbericht 
vorgelegt wurde. Die dem Ausschuss präsentierten 
Schlussfolgerungen aus dem Projekt gehen von der These 
aus, dass angesichts der zunehmenden Migration in und 
nach Europa und den daraus entstandenen multiethni- 
schen Gesellschaften der nationale Rahmen kein ausrei- 
chender Bezugsrahmen für die Entwicklung von Politik- 
konzepten mehr darstellt. Daher sollten nach Empfehlung 
der Experten die Arbeiten des Europarates im Bereich der 
kulturellen Vielfalt in einem transnationalen und transkul- 
turellen Ansatz fortgeführt werden. 

Vor dem Hintergrund der in diesem Themenbereich ge- 
leisteten Arbeiten des Europarates befürwortete der Aus- 
schuss die Erarbeitung eines Positionspapiers des Europa- 
rates zum Entwurf einer UNESCO-Konvention für den 
Schufz der Vielfalt kultureller Inhalte und des künstleri- 
schen Ausdrucks. 

Der Schwerpunkt des Projekts „Creating Cultural Capi- 
tal“ zur Förderung der kulturellen Vielfalt im Bereich der 
Kulturindustrien lag im Jahr 2004 in Bulgarien. 

Die Projekte MOSAIC und STAGE haben zum Ziel, die 
kulturpolitische Entwicklung in den Ländern des südost- 
europäischen Raums (MOSAIC) und des Kaukasus 
(STAGE) insbesondere durch Beratung im Bereich der 
Gesetzgebung, Ausbildung im Kulturbereich und Vernet- 
zung der regionalen Zusammenarbeit zu fördern. Das 
Projekt MOSAIC befindet sich in der Abschlussphase. 
Das Projekt STAGE befindet sich in der zweiten Projekt- 
phase, nachdem die externe Evaluierung der ersten Phase 
positiv abgeschlossen wurde, und wird 2005 mit Mitteln 
des Auswärtigen Amts gefördert. 

Der federführend im Lenkungsausschuss für das kultu- 
relle Erbe (CDPAT) beratene Entwurf für ein Rahmenü- 
bereinkommen über den Wert des Kulturerbes in der Ge- 
sellschaft wird weiterhin kontrovers diskutiert. Die 
Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass eine Erklärung 
verabschiedef wird. 

Der Europaraf bereife! die 28. Kunsfaussfellung des Euro- 
parates „The Universal Leonardo“ vor. Mit der 28. Kunst- 
ausstellung wird erstmalig ein dezentrales und z. T. 
virtuelles Ausstellungs- und Forschungskonzept verfolgt. 
An dem Projekt sind Einrichtungen in mehreren europäi- 
schen Ländern (Vereinigtes Königreich, Frankreich, 
Deutschland, Polen, Italien, Russland, Vatikan) sowie die 
USA und Japan beteiligt. 

b) Bildung 
Demokratieerziehung 

Bulgarien richtete am 13. und 14. Dezember 2004 in So- 
fia die Auftaktkonferenz für das Themenjahr aus. 

Gedenken an Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

Im zweiten Halbjahr 2004 wurde die 2005 stattfindende 
Seminartagung zu diesem Thema vorbereitet, zu der der 
polnische Erziehungsminister anlässlich des 60. Jahresta- 
ges der Befreiung von Auschwitz nach Krakau eingela- 
den hat. 
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Die Auftaktkonferenz für das „European Year of Citizen- 
ship through Education 2005“ des Europarates (Europäi- 
sches Jahr der Demokratieerziehung), die auf Einladung 
der bulgarischen Behörden in Sofia stattfand, versam- 
melte etwa 150 Regierungsvertreter, Vertreter von Nicht- 
regierungsorganisationen und von zwischenstaatlichen 
Organisationen (u. a. UNESCO, OSZE, EU-Kommis- 
sion). Nahezu alle Mitgliedstaaten des Europarates waren 
vertreten. Ziel der Konferenz war die Präsentation der 
Vorbereitungen des Europarates für das Jahr 2005, die 
Verabschiedung eines Aktionsplans und der Erfahrungs- 
austausch zur Umsetzung des Europäischen Jahres der 
Demokratieerziehung in den Mitgliedstaaten. 

9. Medien 

Im zweiten Halbjahr 2004 finalisierte der Lenkungsaus- 
schuss für Massenmedienpolitik (CDMM) den Entwurf 
einer Erklärung des Ministerkomitees zur Meinungs- und 
Informationsfreiheit im Zusammenhang mit dem Kampf 
gegen Terrorismus sowie den Entwurf einer Empfehlung 
zum Gegendarstellungsrecht in den neuen Medien. 


Der CDMM setzte die Vorbereitungsarbeiten für die 
7. Europäische Medienministerkonferenz des Europarates 
(März 2005, Kiew) fort. Insbesondere stellte er Entwürfe 
für die politischen Texte fertig, die der Ministerkonferenz 
zur Annahme vorgelegt werden sollen. Ferner erarbeitete 
er Vorschläge für die Strukturierung seiner Arbeit zur 
Umsetzung dieser politischen Texte, insbesondere des 
Aktionsplans. 

Im zweiten Halbjahr 2004 finalisierte der Ständige Aus- 
schuss des Europäischen Übereinkommens über das 
grenzüberschreitende Fernsehen seine Stellungnahme zu 
der Frage des Änderungsbedarfs der Regelungen über 
Werbung, Sponsoring und Teleshopping. Hinsichtlich des 
zukünftigen Geltungsbereichs wurde es nach vertiefter 
Diskussion als erforderlich angesehen, den Anwendungs- 
bereich an die veränderten Rahmenbedingungen anzupas- 
sen. Die Option neuer Regelungsbereiche wurde kontro- 
vers diskutiert. 

Am 12. Oktober 2004 nahm der Ausschuss die Erklärung 
zum Schutz Minderjähriger vor pornografischen Sendun- 
gen an. 
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Anlage 1 

Statistische Angaben 

Das Ministerkomitee trat im Berichtszeitraum nicht zusammen. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten trat im Berichtszeitraum zu 46 ordentlichen Sitzungen zusammen. Dabei wur- 
den im Jahre 2004 insgesamt 17 961 Tagesordnungspunkte behandelt. 

(Das Zahlenmaterial hierzu ist nur jährlich verfügbar.) 


Anlage 2 

Empfehlungen der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, zu denen das Komitee der Ministerbeauftragten 
im Berichtszeitraum Antworten gegeben hat: 


Nummer der 
Empfehlung 

Datum der 
Empfehlung 

Datum der 
Antwort 

Titel 

1608 

24. 06. 2003 

07. 12. 2004 

Türkische Kolonisierung des besetzten Teils von Zypern 

1620 

08. 09. 2003 

08. 07. 2004 

Beitrag des Europarates zu den Gebieten höherer Bildung 

1621 

08. 09. 2003 

08. 07. 2004 

Förderung der Kunstgeschichte in Europa 

1623 

29. 09. 2003 

15. 12. 2004 

Rechte nationaler Minderheiten 

1629 

25. 11. 2003 

08. 07. 2004 

Zukunft der Demokratie: Stärkung demokratischer 
Institutionen 

1630 

25. 11.2003 

08. 07. 2004 

Erosion der Mittelmeerküstenlinie: Auswirkungen auf 
den Tourismus 

1633 

25. 11. 2003 

08. 07. 2004 

Zwagsweise Rückführung von Roma aus dem früheren 
Jugoslawien einschließlich Kosovo nach Serbien und 
Montenegro aus den Europarat-Mitgliedstaaten 

1634 

25. 11.2003 

17. 11. 2004 

Steuerliche Anreize für die Kultuererbeerhaltung 

1635 

25. 11.2003 

17. 11. 2004 

Lesbierinnen und Homosexuelle im Sport 

1636 

25. 11. 2003 

30. 09. 2004 

Entwicklung der organischen Landwirtschaft 

1637 

25. 11. 2003 

30. 09. 2004 

Paneuropäische Umweltzusammenarbeit: die Rolle des 
Europarates nach der Ministerkonferenz in Kiew und 
dem Gipfel in Johannesburg 

1641 

27. 01. 2004 

30. 09. 2004 

Öffentlicher Rundfunk 

1643 

28. 01. 2004 

30. 09. 2004 

Funktionieren der demokratischen Institutionen 
in Georgien 

1645 

29. 01. 2004 

17. 11. 2004 

Zugang zu Beistand und Schutz für Asylbewerber in 
europäischen Seehäfen und Küstenregionen 

1647 

30.01.2004 

15. 09. 2004 

Wirtschaftliche Aspekte der EU-Erweiterung: zukünftige 
schwierige Jahre 

1654 

02. 03. 2004 

22. 09. 2004 

Nationalitätenrechte und Chancengleichheit 
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Nummer der 

Datum der 

Datum der 

Empfehlung 

Empfehlung 

Antwort 

1657 

28. 04. 2004 

30. 09. 2004 

1658 

28. 04. 2004 

30. 09. 2004 

1659 

28. 04. 2004 

22. 09. 2004 

1660 

29. 04. 2004 

15. 09. 2004 

1662 

22. 06. 2004 

09. 09. 2004 

1664 

23. 06. 2004 

07. 12. 2004 


Titel 

Verschwundene Personen in Weissrussland 
Verfolgung der Presse in Weissrussland 
Verstärkung der Vereinten Nationen 
Lage im Kosovo 

Einhaltung von Obligationen und Verpflichtungen 
Türkei 

Einhaltung von Obligationen und Verpflichtungen 
Bosnien und Herzegowina 


durch die 

durch 


Anlage 3 

Statistische Angaben 

Deutschland ratifizierte im Berichtszeitraum zwei Übereinkommen: 

24. 09. 2004 ETS 170 Änderungsprotokoll zum Europäischen Übereinkommen zum Schutz der für 

Versuche und andere wissenschaftliche Zwecke verwendeten Wirbeltiere 

11. 10. 2004 ETS 187 Protokoll Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe 


Deutschland zeichnete im Berichtszeitraum ein Übereinkommen: 


10. 11. 2004 ETS 194 Protokoll Nr. 14 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten über die Änderung des Kontollsystems der Konvention 


Anlage 4 

Im Jahr 2004 hat das Komitee der Ministerbeauftragten zu 24 Empfehlungen des Kongresses der Gemeinden und Re- 
gionen Antworten gegeben. 

(Das Zahlenmaterial hierzu ist nur jährlich verfügbar.) 
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